
Zusammenfassung 

Wie die künftige Handelspolitik Europas aussehen oder in 
Sicherheits- und Klimafragen gehandelt werden sollte, ist 
aktuell zwischen Deutschland und Frankreich heftig um-
stritten. Diese Themen berühren im Rahmen der ganzheit-
lichen Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung auch die 
Entwicklungspolitik. Trotz ihrer Möglichkeiten als starke 
Geberstaaten gemeinsame Ansätze zu verfolgen, koope-
rieren Deutschland und Frankreich häufig eher ad hoc als 
strategiegeleitet (Krüger & Vaillé, 2019). Der am 22. Januar 
2019 unterzeichnete Vertrag von Aachen erneuert die mit 
dem Élysée-Vertrag formalisierte Kooperation in der 
deutsch-französischen Entwicklungszusammenarbeit (EZ) 
und bietet das Potenzial, Differenzen zu überwinden und 
gemeinsam zu globaler nachhaltiger Entwicklung beizu-
tragen (Vertrag von Aachen, Kap. 2, Art. 7). Vor diesem 
Hintergrund diskutiert dieses Papier Herausforderungen 
und Chancen für die deutsch-französische EZ anhand von 
zwei Fallstudien zu Kamerun und Marokko. Diese zeigen, 
dass unterschiedliche Mandate und Verfahren der Durch-
führungsorganisationen eine stärkere Zusammenarbeit 
vor Ort hemmen. Abweichende politische Prioritäten – 
auch innerhalb der Geberadministration – erschweren zu-
dem den Dialog mit den Partnerländern, speziell wenn 
diese nur über schwache Kapazitäten zur Geberkoordinie-
rung verfügen. Wenn Deutschland und Frankreich es 
schaffen bestehende Differenzen zu überwinden, bieten 
sich Potenziale, andere Geber, insbesondere EU-Akteure, 
für gemeinsame Vorhaben zu gewinnen. Hieraus lassen 
sich vier Politikempfehlungen ableiten: 

1. Kohärenz zwischen den EZ-Systemen stärken: 

Auch wenn sich die politischen Strukturen weiterhin zwi-
schen den Geberländern unterscheiden werden, ist es not-
wendig, die funktionale Zusammenarbeit der relevanten 

Akteure politisch zu fördern. Weiterhin sollte die Kohä-
renz innerhalb der deutschen und französischen EZ-Sys-
teme erhöht werden. 

2. Deutschland und Frankreich sollten die Initiierung 
gemeinsamer Projekte erleichtern: 

Für den politischen EZ-Dialog ist es wichtig, Program-
mierungszyklen besser abzustimmen. Gleichzeitig sollte 
die gegenseitige Anerkennung von Verfahren in der
technischen und finanziellen Zusammenarbeit der bei-
den Länder stärker politisch gefördert werden. 

3. Partnerländer und -sektoren strategisch auswählen: 

Insbesondere in Partnerländern mit eingeschränkten
Koordinierungskapazitäten ist ein Fokus auf gemein-
same Prioritäten und Sektoren empfehlenswert. Auch 
die deutsch-französische Kooperation mit Mittelein-
kommensländern sollte strategisch gestärkt werden,
um finanzintensive Infrastrukturprojekte bspw. im Be-
reich Erneuerbare Energien zu fördern. 

4. Deutsch-französische Zusammenarbeit offen für 
andere Partner gestalten:

Deutschland und Frankreich sollten sich für eine ge-
meinsame europäische Implementierung einsetzen und 
die Anwendung in den Partnerländern durch Pilotpro-
jekte fördern. Außerdem sollte sich die deutsch-franzö-
sische EZ gegenüber anderen Akteuren offen gestalten 
und in internationalen Organisationen, in welchen beide 
Geber aktiv sind, für die Wahrung globaler öffentlicher
Güter eintreten (z.B. im Globalen Fonds zur Bekämp-
fung von AIDS, Tuberkulose und Malaria). 
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Systemische Barrieren und Möglichkeiten 
deutsch-französischer Zusammenarbeit 

Während in der deutschen Entwicklungspolitik sowohl das 
Bundesministerium für wirtschaftliche Entwicklung und Zu-
sammenarbeit (BMZ) und das Auswärtige Amt mit entwick-
lungspolitischen Fragen betraut sind, liegt im französischen 
System die Verantwortung für beide Bereiche maßgeblich 
beim Ministerium für Europa- und Außenpolitik. Insgesamt 
tragen in beiden Systemen jeweils 14 Ministerien zu signifi-
kanten Budgets der deutschen (USD 25 Mrd.; Stand 2017) 
und französischen (USD 11 Mrd.; Stand 2017) EZ bei. Im 
zentralistischen französischen System erfolgt jedoch eine 
stärkere Steuerung. Weiterhin sind die französische Ent-
wicklungsbank Agence française de développement (AFD) so-
wie die technische Agentur Expertise France (EF) in politische 
Entscheidungen eingebunden, was für die deutschen 
Durchführungsorganisationen nicht der Fall ist. Die Durch-
führungsorganisationen implementieren bilaterale Projekte 
in jeweils mehr als 115 Ländern, was zu einer signifikanten 
deutsch-französischen Überschneidung von Partner-
landsektoren führt (siehe Abbildung 1) und so Möglichkei-
ten für eine Zusammenarbeit eröffnet. Hierunter fallen ins-
besondere der Klimaschutz in Mitteleinkommensländern 
(z.B. China, Indien, Marokko) sowie zusätzlich die Felder Ar-
beitsmarkt, Bildung und soziale Gerechtigkeit in Subsahara-
Afrika (z.B. Kamerun, Kenia und Mali). 

Jedoch erfolgt nur selten eine strategiegeleitete Zusam-
menarbeit auf Implementierungsebene (Krüger & Vaillé, 
2019). Aus diesem Grund untersucht dieses Papier politi-
sche Ansatzpunkte für eine bessere Koordinierung. Inter-
views mit Entscheidungsträger*innen aus Deutschland und 
Frankreich sowie den Fallstudienländern Kamerun und Ma-
rokko deuten auf vier Barrieren für eine stärkere Kooperation: 

1.  Ausdifferenzierte Entwicklungssysteme erschweren 
Koordinierung: 

Die Vielzahl von Ministerien und Durchführungsorgani-
sationen, welche EZ-Aufgaben in Kooperation mit den
Partnerländern wahrnehmen, führt zu einer Fülle von
Positionen, die insbesondere auf deutscher Seite auf-
grund geringer Steuerung zu widersprüchlichen Signa-
len führen kann. Gleichzeitig erschweren unterschiedli-
che Mandate die Ermittlung passender Gegenstücke auf
deutscher oder französischer Seite. 

2. Unterschiedliche Verfahren erschweren die Durchfüh-
rung gemeinsamer Projekte: 

Die Ministerien der Geberstaaten planen mit verschiede-
nen Zeithorizonten und die Durchführungsorganisatio-
nen unterliegen unterschiedlichen nationalen Regula-
rien, was die Initiierung und Durchführung von gemein-
samen Projekten erschwert. 

3. Unterschiedliche Prioritäten erschweren einen koordi-
nierten Dialog mit Partnern: 

Unterschiedliche politische Prioritäten auf deutscher und
französischer Seite können den Erfolg von Entwicklungs-
projekten sowie gemeinsame Standards unterminieren.
Insbesondere im Dialog mit Partnern, welche nur über be-
schränkte Koordinierungskapazitäten verfügen, ist es nicht 
zuträglich, wenn Absprachen aufgrund bilateraler geostra-
tegischer Prioritäten ungenügend koordiniert werden. 

4.  Ungenutzte Potenziale für eine stärkere Koordinie-
rung mit anderen Partnern: 

Aufgrund verschiedener Prioritäten (auch innerhalb)
Deutschlands und Frankreichs bestehen ungenutzte Po-

Abbildung 1: Durchschnittliche Überschneidung von französischer und deutscher EZ 2016-2017. 

Quelle: Kaplan (2020) basierend auf Daten der OECD. Dunkler schattierte Regionen implizieren eine stärkere Überschneidung von bilate-
raler EZ in Partnerlandsektoren. 
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tenziale für eine stärkere gemeinsame Implementie-
rung. Insbesondere werden bestehende Koordinie-
rungsmechanismen der EU nicht genügend genutzt, um 
mit anderen Gebern zu kooperieren. 

Kamerun und Marokko – Fallstudien deutsch-
französischer EZ-Praxis 

In den zwei Fallstudienländern führen unterschiedliche Orga-
nisationsmandate dazu, dass deutsche und französische Ak-
teure es schwierig finden, ihre jeweiligen Pendants zu identi-
fizieren. So nehmen die französischen Durchführungsorgani-
sationen am politischen EZ-Dialog mit der marokkanischen 
Partnerregierung teil, während im deutschen System diese 
Rolle vor allem dem BMZ vorbehalten ist. In Kamerun war es 
wiederum für Sektorexperten aus der französischen Botschaft 
schwierig, ein Gegenstück in der Deutschen Gesellschaft für 
internationale Zusammenarbeit (GIZ) zu finden. 

In der Vergangenheit stießen deutsch-französische Pro-
jekte der finanziellen Zusammenarbeit (FZ) bei der Kombi-
nation verschiedener Finanzierungsformen an ihre Gren-
zen. Die Kreditanstalt für Wiederaufbau Entwicklungsbank 
(KfW) kann ihre Zuschussmittel ohne Nutzung der Part-
nersysteme vergeben. Hingegen ist die AFD bei der 
Vergabe ihrer Mittel im Rahmen eines Umschuldungspro-
gramms in Kamerun auf Ausschreibungen über das Part-
nerland angewiesen. Unterschiedliche Verfahren erhöhen 
Transaktionskosten in gemeinsamen Projekten. Um Prob-
lematiken dieser Art zu vermeiden, haben KfW und AFD 
gemeinsam mit der Europäischen Investitionsbank (EIB) 
eine sogenannte Mutual Reliance Initiative (MRI) ins Leben 
gerufen, welche innerhalb von Projekten gegenseitig Ver-
fahren anerkennt – vom Screening bis hin zur Evaluierung. 
Hierbei ist eine Institution für einzelne Projektschritte fe-
derführend und die Verantwortung über verschiedene 
Projekte wird zwischen den Banken aufgeteilt. Mit starker 
politischer Unterstützung aus Paris und Berlin konnten so 
Projekte wie das weltgrößte Solarkraftwerk Ouarzazate in 
Marokko realisiert werden. Auch die technische Zusam-
menarbeit (TZ) nimmt sich gemeinsam mit der EU ähnli-
chen Herausforderungen an. Während beispielsweise Ex-
pertise France (EF) in der Vergangenheit teils die Richtlinien 

der federführenden GIZ anwenden musste, erlauben neu-
ere Richtlinien für sogenannte EU Multi-Partner-Contribu-
tions Agreements eine Zusammenarbeit unter Nutzung der 
Regularien des jeweiligen Geberlandes. 

Darüber hinaus bestimmt die deutsch-französische Koordi-
nierung sowie die Kapazität des Partnerlandes, ob ein kon-
struktiver trilateraler Dialog möglich ist. In Kamerun erge-
ben sich Herausforderungen durch den zentralisierten, kor-
rupten und überlasteten lokalen Verwaltungsapparat. Ob-
wohl gerade hier eine koordinierte deutsch-französische Po-
sition wichtig wäre, werden diplomatische Netzwerke zur 
kamerunischen Regierung aufgrund verschiedener Prioritä-
ten nicht immer für gemeinsame Verhandlungen genutzt. 
Diese Fragmentierung setzt kontraproduktive Anreize, um 
einzeln mit den Gebern über das beste Angebot zu verhan-
deln und birgt das Risiko widersprüchliche Reformansätze 
zu verfolgen. Die Zusammenarbeit mit Marokko zeigt, dass 
auch im Dialog mit proaktiven Partnern die Abstimmung 
gemeinsamer Positionen wichtig ist. In einem gemeinsa-
men Vorhaben zur Aufbereitung von Klärwasser überzeug-
ten die KfW und die AFD die marokkanische Regierung bei-
spielsweise von konsequenteren ökologischen Richtlinien. 

Für eine stärkere deutsch-französische Kooperation auf EU-
Ebene mangelt es teils an politischer Unterstützung aus Berlin 
und Paris, da Bedenken bestehen, für die geopolitischen Ziele 
des anderen Gebers zu zahlen und an entwicklungspolitischer 
Sichtbarkeit zu verlieren. Deutsch-französische Vorhaben ge-
winnen jedoch an Wirksamkeit, wenn sie gemeinsam mit an-
deren Akteuren vertreten werden. Eine gemeinsam mit der 
EU durchgeführte Mission im kamerunischen Forstsektor ver-
besserte die Koordinierung zeitweise. In Marokko haben AFD 
und KfW die EIB für gemeinsame Infrastrukturprojekte ge-
winnen können und so auch Anreize zur gemeinsamen Finan-
zierung für multilaterale und regionale Entwicklungsbanken 
wie die Weltbank und die Afrikanische Entwicklungsbank 
(AfDB) geschaffen. Auch die trilaterale Zusammenarbeit mit 
neuen Gebern könnte in Zukunft eine stärkere Rolle spielen. 
Jedoch bedarf diese hinsichtlich geopolitischer Interessen ei-
ner intensiven Prüfung (Rioux, 2019). 

Tabelle 1: Fallstudienländer Kamerun und Marokko – Barrieren und Möglichkeiten 

Dimension Kamerun Marokko 
Divergierende Mandate - Gesundheitsexperten der fran-

zösischen Botschaft finden es 
schwer, in der GIZ ein Pendant 
zu finden 

- Unterschiedliches politisches Engagement der deut-
schen und französischen Durchführungsorganisatio-
nen im EZ-Dialog 

Divergierende Verfahren und 
Prozesse 

- Verschiedene Finanzierungs-
formen erschweren gemein-
same FZ-Projekte  

- MRI erleichtert gemeinsame Projektinitiierung in der FZ 
- Verschiedene TZ-Richtlinien erschweren EU-Projekte 

Divergierende Prioritäten und 
Partnerdialog 

- Schwache Kapazitäten der 
Partnerregierung erschweren 
Zusammenarbeit, wenn 
deutsch-französische Positio-
nen divergieren 

- Proaktive marokkanische Regierung erleichtert trila-
teralen Dialog 

- Gemeinsame Positionen erleichtern Durchsetzung 
von Standards  

Koordination mit anderen 
Partnern 

- Gemeinsame Mission mit EU 
im Forstsektor 

- Kooperation von AFD und KfW mit EIB, AfDB und 
Weltbank 

Quelle: Eigene Darstellung basierend auf Kaplan (2020) 

Lennart Kaplan 
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Empfehlungen für eine strategiegeleitete 
deutsch-französische Zusammenarbeit  

Deutschland und Frankreich haben aufgrund ihrer umfang-
reichen Aktivitäten, die sich geographisch und sektoral häu-
fig überschneiden, die Möglichkeit, eine Führungsrolle für 
nachhaltige Entwicklung zu übernehmen. Vor diesem Hin-
tergrund lassen sich folgende Empfehlungen für einen stra-
tegischeren deutsch-französischen Ansatz für globale Her-
ausforderungen formulieren: 

1) Bewusstsein für unterschiedliche EZ-Systeme auf 
deutscher und französischer Seite schaffen 

Auch wenn es mittelfristig schwierig ist, historisch ge-
wachsene Institutionen zu verändern, ist es wichtig, die 
interministerielle Koordinierung in den beiden Staaten
auf höchster politischer Ebene zu stärken. Komplemen-
tär sollten ein intensiverer Personalaustausch und Deep 
Dive Sessions sowohl auf ministerieller als auch imple-
mentierender Ebene für eine strategische Kooperation
und Identifizierung von Synergien genutzt werden. 

2) Gegenseitige Anerkennung von Verfahren fördern um 
Parallelstrukturen zu vermeiden 

Die MRI zur gegenseitigen Anerkennung von Prüfverfah-
ren in der FZ ist ein geeignetes Format, um koordinierte
Ansätze zu verfolgen. Um eine breitere Bezugsgruppe mit
dem Instrument vertraut zu machen, sollte die Anwen-
dung in weiteren Projekten politisch unterstützt werden.
Eine Ausweitung der MRI auf andere Finanzinstitute
könnte deren Reichweite erhöhen. Analog müsste es der 
TZ politisch ermöglicht werden, trotz verschiedener Ver-
fahren besser zu kooperieren. Eine Verzahnung mit Initia-
tiven auf EU-Ebene bietet hierfür Möglichkeiten. 

3) Partnerländer und -sektoren für die deutsch-französi-
sche Arbeit strategisch auswählen 

Es ist wichtig, für die Zusammenarbeit mit Ländern in
Subsahara-Afrika zu berücksichtigen, dass Geberprioritä-
ten insbesondere in den frankophonen Partnerländern di-
vergieren können. Ein Fokus auf Sektoren, in welchen sich 
politische Prioritäten überschneiden, ist empfehlenswert, 
um die Zusammenarbeit mit Partnerländern mit geringe-
ren Koordinierungskapazitäten nicht zu unterlaufen.
Gleichzeitig sollte die deutsch-französische Kooperation
in Mitteleinkommensländern mittels Leuchtturmprojek-
ten, wie klimafreundlicher Infrastruktur, gestärkt werden. 
Während konkrete Budgetziele für gemeinsame Projekte
zu einer strategischeren Planung beitragen können, soll-
ten Kapazitäten bestehen, um flexibel auf akute Erforder-
nisse und Möglichkeiten zu reagieren. 

4) Deutsch-französische Koordination sollte offen für 
andere Akteure gestaltet werden 

Insbesondere auf EU-Ebene sollten deutsche und fran-
zösische Akteure eine Führungsrolle im politischen
Prozess hin zu einer gemeinsamen EU-Programmie-
rung einnehmen und diesen mit Pilotprojekten voran-
treiben. Im Rahmen von gemeinsam erarbeiteten Ar-
beitsdokumenten (Non-Papern) könnten Initiativen
während der EU-Ratspräsidentschaften von Deutsch-
land 2020 und Frankreich 2022 eingebracht werden.
Auch in internationalen Organisationen, in welchen
beide Geber aktiv sind, sollte das deutsch-französische
Tandem gemeinsam Initiativen zur Wahrung globaler
öffentlicher Güter einbringen. 
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